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Bericht der Bildungs-Gemeinderätin Judith Händler am 22.11.2022 
 
Unsere Bildungseinrichtungen sind der Ort, wo sich kompetente Menschen, die mit 
viel Idealismus durch diese sehr fragile Zeit gehen und Kinder – unsere Zukunft, die 
sich im Vertrauen den Personen der verschiedensten Einrichtungen anvertrauen, 
einander treffen. 
Ich bin sehr froh und zuversichtlich, dass wir hier in Baden solche 
Rahmenbedingungen haben, wo der Austausch zwischen der Bildungsabteilung 
unter der Führung von Mag. Wolkerstorfer und den verschiedensten Leitern der 
Bildungseinrichtungen sehr gut statt findet und alle sich auf bestmögliche 
Unterstützung und Gehör verlassen können. 
Momentan gilt es viele Krisen abzufedern und es zeigt sich, dass wir mittlerweile 
sehr gut sind im Umgang und Transformieren, im Integrieren und 
Bewusstseinsbilden, Vorbereiten aufs Leben und Rüsten für ein zufriedenes 
Miteinander. 
Immer wieder erfahre ich in Gesprächen mit zugezogenen Familien, dass vor allem 
das gut betreut sein der Kinder ein wesentlicher Punkt ist, sich für den 
Hauptwohnsitz Baden zu entscheiden. 
 
Nun zu den Facts: 
 
  
Allgemein 

➢ Im heurigen Schuljahr werden an Badens Volksschulen (wo die Stadt Schulerhalter ist), 29 

Regelklassen und zwei Vorschulklassen geführt. Die Praxis-Volksschule, Mühlgasse 47 führt 8 

Regelklassen und eine Vorschulklasse.   

 

Das Bedeutet: 37 Klassen im Volksschulbereich + drei Vorschulklasse in Baden.  

Klassen- und Schülerzahlen (rund 875 Schülerinnen und Schüler) sind konstant, wenngleich im 

Jahrzehnte-Vergleich leichtfallend. 

 

➢ Es laufen bereits die Vorbereitungen für die Schuleinschreibung 2023/24, die abermals 

dreistufig, beginnend mit einer zentralen Datenerfassung durchgeführt wird. Rund 210 Kinder 

werden dazu erwartet (Zahl liegt leicht über dem vergangenen Jahr, wenngleich im Schnitt)  

 

➢ Die 11 NÖ Landeskindergärten mit ihren 42 Gruppen werden von rund 750 Kindergartenkindern 

besucht. 

 

An zusätzlichen Bildungsangeboten kann ab dem heurigen Kindergartenjahr wieder stattfinden: 

 

a) Englisch im Kindergarten  



b) „Lerne Baden kennen“  

c) Deutsch-Förderkurse für gem. mit Verein „Startklar“ – Land NÖ ist dabei der 

Fördergeber. Die Kurse sollen 10 Wochen lang mit je 90min abgehalten werden; 

die Eltern zahlen 40€ Solidarbeitrag 

 

➢ Aktuell ist die Abteilung auch intensiv mit der Umsetzung der Novelle zum NÖ 

Kindergartengesetz, welche die Aufnahme von 2-Jährigen vorsieht, beschäftigt. Es wird in 

diesem Bereich zukünftig mit hohen finanziellen Mehraufwendungen zu rechnen sein, durch 

das Schaffen weiterer, notwendiger Gruppen und das Stellen des dafür notwendigen Personals. 

 

Es wird damit gerechnet, dass rund 110 Kinder mehr Badens Kindergärten besuchen. 

 

Baden ist aber bereits in vielen Bereichen gut aufgestellt – um nicht zu sagen Trendsetter für 

das neue Kindergartengesetz gewesen; zB beim Anbieten ViF-konformer Öffnungszeiten und 

bei den Ferienöffnungszeiten, die die Stadt bereits für Semester-, Oster-, und Sommerferien 

anbietet.   

 
➢ Die im Sept. 2022 erstmalig stattgefundene Kinderbetreuungsmesse war ein großer Erfolg, 

wurde von vielen Eltern angenommen und hat das Rahmenprogramm (Vorträge, Diskussionen) 

auch dazu beigetragen, aufzuklären und zu informieren. Ganz besonders wurde allgemein die 

Vernetzung der unterschiedlichen Anbieter (Privat + Öffentlich) gelobt und hat sich dadurch eine 

qualitativ sehr gute Zusammenarbeit ergeben, die fortgesetzt wird. Dadurch können 

Kommunikationslücken nun weit besser überwunden und das umfassende 

Kinderbetreuungsangebot besser publik gemacht werden.  

  

➢ Die bereits zum dritten Mal stattgefundene Sommerschule in den letzten beiden Sommer-

Ferienwochen wurde sehr gut angenommen und dient diese zur Förderung von Schüler:innen 

in den Grundkompetenzen!  

 

➢ Die Mitte August 2022 stattgefundene SommerHOCHschule wurde mit der PH-NÖ, Mühlgasse 

durchgeführt und hat diese neben kreativen und naturwissenschaftlichen Fächern heuer 

verstärkt auch Sprachkurse (speziell für ukrainische Schüler:innen) in Kombination angeboten. 

 
 

➢ Erstmals haben heuer Badens Hortanbieter in den öffentlichen Schulen eine gemeinsame 

Ferienbetreuung angeboten, was einerseits für diese wirtschaftlicher war und andererseits für 

uns eine gewisse Versorgungssicherheit garantierte, weil diese jedenfalls stattfand (und nicht 

wegen zu geringer Teilnehmerzahl kurzfristig abgesagt werden musste).  Das System wird nun 

auch für die Ferienbetreuungen zu den Semesterferien und zu Ostern übernommen.  

 

 



 
Abschluss-Gedanke aus der Bildungsabteilung: 

„Die Bildung kommt nicht vom Lesen, sondern vom Nachdenken über das Gelesene.“  
(Carl Hiltty, Schweizer Ethiker und Laientheologe)  

 

In Zeiten des digitalen Wandels und der massiven digitalen Nutzung in allen gesellschaftlichen 

Bereichen - wir in Baden rüsten ständig auf, um am neuesten Stand zu bleiben, führen Laptop-

Klassen, verwenden Tablets im Kindergarten uvm - dürfen wir nicht die kritische Betrachtung dessen 

verlernen, was uns medial, rasch und einfach über diese Hilfsmittel erzählt wird!  

So wird wohl zukünftig im Bildungsbereich vom Kleinkindalter an verstärkt gearbeitet werden müssen, 

um wieder zum Nachdenken über Gelesenes / Gehörtes zu kommen. Bildung ist daher auch 

Auseinandersetzung! 

  

Mag. O.Wolkerstorfer e.h.  
 
 
Ich persönlich möchte dem noch hinzufügen, dass wir alle eine große Macht haben, wenn es 
darum geht, unserem Nachwuchs vorzuleben, kritisch im Umgang mit Medien zu bleiben. 
Der Umgang miteinander wird vor allem durch unsere Vorbildwirkung geprägt. 
Auch im politischen Miteinander soll es nie an Wertschätzung, Respekt und Bereitschaft 
andere Sichtweisen zu verstehen, fehlen. Wir erwarten es von unseren Kindern und leben 
zum Teil wirklich Abstoßendes vor. 
In diesem Sinn freue ich mich heute auf eine faire, respektvolle weitere 
Gemeinderatssitzung. 
 
GRin Judith Händler 
 



StADion, 14.11.2022 – 10:10 Uhr 

Referent: Bgm. Dipl.-Ing. Stefan Szirucsek 
 
 

A n t r a g  
 

für die öffentliche Gemeinderatssitzung am 22. November 2022 
 
 
Tagesordnungspunkt Nr. 3) 
 
 
Betrifft:  Ergänzungswahlen in Gemeinderatsausschüsse  
 
 
Sachverhalt: 
Bedingt durch das Ausscheiden von StR Heidi Hofbauer aus dem Gemeinderat sind die 
freigewordenen Stellen in den entsprechenden Gemeinderatsausschüssen neu zu besetzen. 
 
Es sind daher Ergänzungswahlen in diese Gemeinderatsausschüsse vorzunehmen. 
 
Aufgrund des von der Wahlpartei „Wir Badener – Bürgerliste Jowi Trenner“ erstatteten 
Wahlvorschlages, welcher den Bestimmungen der NÖ Gemeindeordnung entspricht, wird 
gestellt nachstehender 
 
 
Antrag: 
 

1. StR Rudolf Hofmann als Mitglied in den Ausschuss für städtische Einrichtungen 
 

2. GR Peter Böö als Mitglied in den Ausschuss für Sicherheit und Zivilschutz 
 

zu wählen. 
 
 

 
 
angenommen 
abgelehnt                                                                 Referent: 
zurückgestellt 
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StADion, 14.11.2022, 13:20 Uhr 
 
Referent: Bgm. Dipl.-Ing. Stefan Szirucsek 
 
 

A n t r a g  
 
 
für die öffentliche Gemeinderatssitzung am 22. November 2022 
 
 
Tagesordnungspunkt Nr. 4) 
 
 
Betrifft:  Entsendung eines Vertreters der Stadtgemeinde Baden  
    in die Kurkommission - Ersatzmitglied 
 
 
Sachverhalt: 
 
Bedingt durch das Ausscheiden von StR Heidi Hofbauer aus dem Gemeinderat der Stadt Baden 
und ihr diesbezüglicher Verzicht ist ein neues Ersatzmitglied in die Kurkommission zu entsenden.  
 
Infolge des Wahlvorschlages der Wahlpartei „Wir Badener – Bürgerliste Jowi Trenner“ soll gefasst 
werden nachstehender 
 
 
Beschluss: 
 
Gemäß der im Sinne des § 20 Abs. 12 des NÖ Heilvorkommen- und Kurortegesetzes erlassenen 
Satzung der Kurkommission der Stadt Baden wird für die Dauer der Funktionsperiode dieses Ge-
meinderates GR Peter Böö als Ersatzmitglied in die Kurkommission entsandt. 
 
 
 
 
Angenommen 
Abgelehnt       Referent: 
Zurückgestellt 
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Fin.Verw., 17.10.2022 – 12:00 Uhr 
 
Referent: StR Mag. Martina Nouira-Weissenböck 
 
 

Antrag 
 

für die öffentliche Sitzung des Gemeinderates am 22. November 2022 

Tagesordnungspunkt Nr.:  

Betrifft:  Verordnung des Gemeinderates über den Voranschlag 2023, den Dienstpostenplan und den 
mittelfristigen Finanzplan 

 

Sachverhalt: 

Der Voranschlag für das Finanzjahr 2023 wurde vom Bürgermeister erstellt und ab 8. November 2022 

den Gemeindevertretern zugestellt. Gemäß § 73 der NÖ Gemeindeordnung ist der Entwurf des Voran-

schlages einschließlich des Dienstpostenplanes während der Zeit vom 27. Oktober 2022 - 11. Novem-

ber 2022, jeweils während der Amtsstunden, zur allgemeinen Einsichtnahme durch die Gemeindemit-

glieder öffentlich aufgelegen. Innerhalb der Auflagefrist hat ein Gemeindemitglied eine schriftliche Stel-

lungnahme eingebracht, welche diesem Antrag als Beilage angeschlossen ist. 

In dieser Stellungnahme wird u.a. auf den - im Vergleich zu den Einnahmen der Stadt - überproportio-

nalen Anstieg der Auszahlungen der operativen Gebarung im Bereich der Stadtpolizei hingewiesen. 

Weiters würden die geplanten Investitionen die Finanzkraft der Stadt bei weitem übersteigen, müssten 

daher mit Schulden finanziert werden und wären nicht zukunftsorientiert. Auch stimme hinsichtlich der 

hohen Investitionen im Kulturbereich (u.a. Sanierung Sommerarena) - verglichen mit den nicht vorge-

sehenen Mitteln für den Ausbau von Kindergärten und Schulen - die Prioritätensetzung nicht. Schließlich 

sollen die in der Gruppe 3 vorgesehenen Investitionen (Fußgängerzone) eingespart werden, da in der 

Gruppe 6 ohnehin hohe Mittel für Straßenbauten budgetiert wären und möge darüber hinaus auf weitere 

Straßenrückbauten verzichtet werden. 

Der Ausgabenanstieg bei der Stadtpolizei begründet sich hauptsächlich durch Personalaufnahmen, wel-

che für die gesetzeskonforme Umsetzung der vom Gemeinderat im Jahr 2021 beschlossenen Parkab-

gabenverordnung unabdingbar waren, sowie durch die hohe Inflation, welche im gesamten Personal-

bereich entsprechende, von der Stadtgemeinde nicht beeinflussbare Gehaltsabschlüsse erwarten lässt, 

die vorausschauend zu veranschlagen waren. Das hohe Investitionsvolumen wiederum ist dem in den 

Coronajahren entstandenen Investitionsrückstau geschuldet, dessen Nachholung für die notwendige 

Erhaltung einer funktionierenden Infrastruktur notwendig ist. Die Generalsanierung der Theaterarena 

wird insgesamt zum überwiegenden Teil durch Förderungen von Bund und Land finanziert. Auch kann 

eine korrekte Gegenüberstellung mit noch nicht veranschlagten Investitionskosten für den Ausbau von 

Kindergärten und Schulen schon allein deshalb nicht erfolgen, weil letzterer – wie bisher - durch die 

Immobiliengesellschaft der Stadt durchzuführen wäre und daher im Voranschlag der Stadt grundsätzlich 

gar nicht zu berücksichtigen ist.  

Aus obgenannten Gründen kann den in dieser Stellungnahme angeführten Anregungen somit nicht ent-

sprochen werden. 

 

Der Obmann des Zentralausschusses der Personalvertretung der Bediensteten der Stadtgemeinde Ba-

den hat der Stadtgemeinde Baden schriftlich mitgeteilt, dass die Personalvertretung dem Dienstpos-

tenplan 2023 unter Berücksichtigung der Finanzlage zugestimmt hat. 
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Beschluss: 

Der Voranschlag für das Finanzjahr 2023 in der den Mitgliedern des Gemeinderates zur Verfügung 

gestellten Form einschließlich der angeschlossenen Erläuterungen, der Dienstpostenplan, der mittel-

fristige Finanzplan, der Investitionsnachweis, der Gesamtbetrag an Darlehensaufnahmen in Höhe von 

€ 11.700.000,--, die im Voranschlagsheft abgedruckte Verordnung über den Voranschlag 2023 sowie 

die Dienstvorschrift betreffend die allgemeinen Vollzugsbestimmungen zur Durchführung des Voran-

schlages 2023 werden genehmigt. 

 

 

 

 

 

angenommen 
abgelehnt  
zurückgestellt       ....................................................

                   Referent 
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Verordnung des Gemeinderates über den Voranschlag 2023,  
den Dienstpostenplan und den mittelfristigen Finanzplan 
 
 
GR LAbg. Mag. Hofer-Gruber stellt den Geschäftsordnungsantrag, diesen 
Tagesordnungspunkt abzusetzen und an den Ausschuss zurückzuverweisen. 
 
Beschluss über 
Geschäftsordnungsantrag:  mehrheitlich abgelehnt   
 16 Prostimmen  
  24 Gegenstimmen (GR Autin, GR Bujari,  
       StR Capek, MA, MAS, BEd, BA,  
        StR Dopplinger, GR Gehrer, GR Grünwald,  
       GR Habres, GR Händler, GR Mag.  
       Haslinger, MSc, GR Mag. Haslwanter,  
       StR Abg.z.NR Mag. Jeitler-Cincelli,  
      GR HR  Dr. Schebesta, StR Schwabl, 
      StR Stöckl-Wolkerstorfer, Bgm. Dipl.-  
      Ing. Szirucsek, GR Wolkerstorfer, BSc, 
      MA, Grüne) 
    0 Stimmenthaltungen 
 
 

GR LAbg. Mag. Hofer-Gruber stellt außerdem folgenden Zusatzantrag: Der hohe 
Gemeinderat möge beschließen: Dem Antrag zum Voranschlag ist ein Punkt 2 
anzufügen. Dieser lautet: Die Stadtgemeinde Baden verpflichtet sich, die Zielsetzungen 
des mittelfristigen Finanzplanes zur Haushaltskonsolidierung einzuhalten. 
 
 
Beschluss über den 
Hauptantrag:  mehrheitlich angenommen  
 24 Prostimmen  
  15 Gegenstimmen (StR Trenner,  
      StR Hofmann, GR Dr. Anton, GR Hanusic,
      GR Koczan, GR Mag. Forsthuber, SPÖ, 
      NEOS, FPÖ) 
    1 Stimmenthaltung (GR Böö) 
 
Beschluss über den 
Zusatzantrag:  mehrheitlich abgelehnt   
 16 Prostimmen  
  24 Gegenstimmen (GR Autin, GR Bujari,  
       StR Capek, MA, MAS, BEd, BA,  
        StR Dopplinger, GR Gehrer, GR Grünwald,  
       GR Habres, GR Händler, GR Mag.  
       Haslinger, MSc, GR Mag. Haslwanter,  
       StR Abg.z.NR Mag. Jeitler-Cincelli,  
      GR HR  Dr. Schebesta, StR Schwabl, 
      StR Stöckl-Wolkerstorfer, Bgm. Dipl.-  
      Ing. Szirucsek, GR Wolkerstorfer, BSc, 
      MA, Grüne) 
    0 Stimmenthaltungen 
 

 



Abt.Abg.18.9.2022, 11:00 Uhr 
 
 
Referent:  StRin Mag. Martina Nouira-Weißenböck          
 
 

A n t r a g  
 
für die öffentliche Gemeinderatssitzung am 22. November 2022 
 
Tagesordnungspunkt  Nr. 
 
Betrifft: Verordnung über die  Höhe der  Stellplatz-Ausgleichsabgabe   
             für Kraftfahrzeuge und Fahrräder  
 
 
Sachverhalt: 
 
Mit Verordnung des Gemeinderates vom 16.12.1981 i. d. F. vom 23.6.2015 wurde die Höhe der Stell-
platz-Ausgleichsabgabe zuletzt  festgesetzt. Der damals festgesetzte Tarif orientiert sich noch an den 
im Jahr 2014 geltenden Grundstückspreisen und Baukosten. Es wurde daher eine Neuberechnung der 
Tarifgrundlagen notwendig und sollen die Tarife neu festgesetzt werden. 
 
Gemäß § 41 NÖ Bauordnung  2014 ist die Höhe der Stellplatz-Ausgleichsabgabe vom Gemeinderat mit 
einer Verordnung tarifmäßig für Kraftfahrzeuge auf Grund der durchschnittlichen Grundbeschaffungs- 
und Baukosten für einen Abstellplatz von 30 m² Nutzfläche und für Fahrräder auf Grund der durch-
schnittlichen Grundbeschaffungs- und Baukosten für einen Abstellplatz von 3 m² Nutzfläche festzuset-
zen. 
 
Unter Berücksichtigung der seitens der Abteilung Bauangelegenheiten ermittelten durchschnittlichen 
Grundbeschaffungs- und Baukosten sollen  ab 1. Jänner 2023 die Tarife neu festgesetzt und die Zone 1 
wie folgt erweitert werden: 
  

Zone 1: Stadtkern eingegrenzt durch Pelzgasse, Marchetstraße, Erzherzog Rainer-Ring, Europaplatz, 

Kaiser Franz-Ring, Boldrinigasse, Palffygasse, C.v.Hötzendorf-Platz und Schwechat 

€ 25.239,00 (bisher 17.819,00) pro Stellplatz für Kraftfahrzeuge 

€ 2.524,00 (bisher 1.782,00) pro Stellplatz für Fahrräder 

Zone 2: Restl. Stadtgebiet, ausgenommen Haidhof (südl. A2-Südautobahn) und Betriebsgebiete, je-

doch einschließlich Bauland Sondergebiet Badehütten 

€ 15.519,00 (bisher 10.319,00) pro Stellplatz für Kraftfahrzeuge  

€ 1.552,00 (bisher 1.032,00) pro Stellplatz für Fahrräder 

Zone 3: Haidhof (südl. A2-Südautobahn) und Betriebsgebiete 

€ 10.839,00 (bisher 7.319,00) pro Stellplatz für Kraftfahrzeuge 

€ 1.084,00 (bisher 732,00) pro Stellplatz für Fahrräder 

Beschluss: 

Die beiliegende Verordnung zur Festsetzung der Stellplatzausgleichsabgabe für Kraftfahrzeuge und 
Fahrräder gem. § 41 NÖ Bauordnung 2014 wird erlassen. 
 
 

 

Angenommen:                                                                          

Abgelehnt:                                                                                                   Referent 

Zurückgestellt: 
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V E R O R D N U N G  

 
des Gemeinderates der Stadtgemeinde Baden vom 22. November 2022 über die Höhe der Stellplatz-
Ausgleichsabgabe für Kraftfahrzeuge und Fahrräder. 

Auf Grund des § 41 NÖ Bauordnung 2014  wird die Höhe der Stellplatz-Ausgleichsabgabe für Kraft-
fahrzeuge und Fahrräder wie folgt festgesetzt: 

 

Zone 1: Stadtkern eingegrenzt durch Pelzgasse, Marchetstraße, Erzherzog Rainer-Ring, Europa-
platz, Kaiser Franz-Ring, Boldrinigasse, Palffygasse, C.v.Hötzendorf-Platz und Schwechat 

€ 25.239,00 pro Stellplatz für Kraftfahrzeuge 

€ 2.524,00 pro Stellplatz für Fahrräder 

 

Zone 2: Restl. Stadgebiet, ausgenommen Haidhof (südl. A2-Südautobahn) und Betriebsgebiete, 
jedoch einschließlich Bauland Sondergebiet Badehütten 

€ 15.519,00 pro Stellplatz für Kraftfahrzeuge 

€ 1.552,00 pro Stellplatz für Fahrräder 

 

Zone 3: Haidhof (südl. A2-Südautobahn) und Betriebsgebiete 

€ 10.839,00 pro Stellplatz für Kraftfahrzeuge 

€ 1.084,00 pro Stellplatz für Fahrräder 

 

Diese Verordnung tritt mit  1.Jänner 2023  in Kraft.  

Gleichzeitig tritt die Verordnung des Gemeinderates der Stadtgemeinde Baden vom 23.6.2015 außer 
Kraft. 

Auf Abgabentatbestände, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, sind die bis 
dahin geltenden Abgabensätze anzuwenden. 
 

 

  

 Der Bürgermeister: 

  

 

 

 (Dipl.Ing. Stefan Szirucsek) 
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 WW, 20.10.2022 / 09:44 Uhr 
  

O:\Gemeinderat\Anträge öff\2022\Anträge doc\11 November\2022 11 22 WW, Ankauf von drei Notstromaggregaten_.docx 

Referent/in: StR Jowi Trenner 
 

A n t r a g  
 
 
 

für die öffentliche Gemeinderatssitzung am 22.11.2022 
 
 
Tagesordnungspunkt Nr.  
 
 
Betrifft: Wasserwirtschaft, Ankauf von drei Notstromaggregaten 
 
 
 
Sachverhalt: 

Für die ordnungsgemäße Wasserversorgung bzw. Abwasserentsorgung werden insgesamt 10 Pumpwerke 
eingesetzt (topographisch tiefer bzw. höher gelegene Gebiete von Baden). Bei einem Stromausfall (Blackout 
- Szenario) würde dies einen Versorgungs-/Entsorgungsausfall der betroffenen Gebiete bedeuten. 

 Es ist daher der Ankauf von insgesamt drei Notstromaggregaten (2 Abwasser, 1 Trinkwasserbereich) drin-
gend erforderlich. Mit den zwei bereits vorhandenen Aggregaten kann somit ein Pendelbetrieb aufrechterhal-
ten werden. 

Angekauft werden sollen diese drei Aggregate über einen Rahmenvertrag (BBG-GZ 2901.03596.002.00) der 
BBG mit Kosten von € 37.840,25 exkl. USt pro Stück. 

 

Beschluss: 

Der Ankauf von drei Notstromaggregaten über die Bundesbeschaffung GmbH (BGG) zum Angebotspreis von 
€ 113.520,75 exkl. USt wird genehmigt. 
 
Die Verrechnung erfolgt zu Lasten der Voranschlagsstelle 1/851000-042300 (€ 37.840,25 exkl. USt) bzw. 
1/850000-042300 (€ 75.680,50 exkl. USt). Der Betrag kommt erst im Jahr 2023 zum Tragen.  
Weiters werden aufgrund der aktuellen Preisentwicklung von der Vergabesumme 15% für die zukünftige Preis-
anpassung genehmigt. 
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Soz. 6.10.2022 – 10:00 Uhr 
 

Referent: StRin Angela Stöckl-Wolkerstorfer 
 
 
 

Antrag 
 
für die öffentliche Gemeinderatssitzung am 22. November 2022 
 
            
  
Tagesordnungspunkt Nr.:      
 
 
Betrifft: Richtlinien „Schulbeihilfe“ Novellierung 
 
 
Sachverhalt: 
 
 
Mit Beschluss des Badener Gemeinderates am 23. Juni 2020 wurden die Richtlinien 
für die „Schulbeihilfe“ aktualisiert. 
 
Nunmehr sollen die bisherigen Richtlinien in Anbetracht gestiegener Kosten für 
schulpflichtige Kinder und unter Entfall der EU- bzw. EWR-Staatsbürgerschaft als 
Voraussetzung für die Antragstellung wie angeschlossen abgeändert werden. 
 
Es soll daher gefasst werden folgender 
 
 
Beschluss: 
 
Die beiliegenden abgeänderten Richtlinien über die freiwillige Sozialaktion der 
Stadtgemeinde Baden „Schulbeihilfe“ werden genehmigt und treten ab  
1. Jänner 2023  in Kraft. 
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RICHTLINIEN 

 der  
 

„Badener Schulbeihilfe“ 
 Für sozial schwache Badener Familien 

 

1. Allgemeines 

Als Maßnahme der freien Wohlfahrtspflege gewährt die Stadtgemeinde Baden für  
sozial schwache Familien eine finanzielle Unterstützung für ihre schulpflichtigen Kinder.      

 
2. Auszahlung 

 Die Schulbeihilfe wird jeweils im Monat August ausbezahlt.  
 
3. Höhe der Unterstützung  

Den anspruchsberechtigten Erziehungsberechtigten wird für jedes schulpflichtige Kind  
ein Gutscheinheft in der Höhe von € 100,00 € 200,00 ausgestellt, welches ausschließlich 
in Badener Geschäften mit entsprechendem Warenangebot einlösbar ist. 
Diese Unterstützung kann pro Kind nur einmal für das beantragte Schuljahr in Anspruch 
genommen werden. 

             
4. Personenkreis 

 Anspruch haben  

a) Kinder  
* vom Schuleintritt bis zur Vollendung der 9. Schulstufe 
* die den Hauptwohnsitz bei ihren in Baden wohnenden Erziehungsberechtigten 
   haben 

 
 b) Antragsteller 
  * Erziehungsberechtigte, die EU bzw. EWR Staatsbürgerschaft besitzen, und 
  * ihren Hauptwohnsitz seit mindestens 3 Jahren in Baden haben   
 

5.  Einkommen 

Leben im Haushalt des Antragstellers mehrere Personen, so sind für die Berechnung 
des Haushaltseinkommens sämtliche, laufende Einkünfte, zzgl. eventueller 
Unterhalts- und Alimentationszahlungen, aller in diesem Haushalt lebenden 
Personen zu berücksichtigen. Als anrechnungsfrei gelten die Einkommen welche 
unter Punkt 6 aufgelistet sind. Die Richtsatzerhöhung für Kinder ist solange zu 
berücksichtigen, als für das betreffende Kind Familienbeihilfe bezogen wird. 

 
Als Einkommensgrenze wird der jeweils gültige ASVG-Richtsatz Brutto für Netto 
herangezogen: 
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Tabelle der Einkommenshöchstgrenze (Netto - monatlich !!!)     

             
Alleinstehend    €  1.030,49 
Ehepaar, Lebensgefährten €  1.625,71 
  
Für jede weitere Person ist 
ein Betrag von 

 
 

1 Kind (bei Bezug d. FBH)  €    159,00 
1 Erwachsene Person €    595,22 
hinzuzurechnen  

      
 

6.  Anrechenfreies Einkommen 

  *Familienbeihilfen, NÖ Familienhilfen Schülerbeihilfen 
  *Kinderzuschüsse nach den Sozialversicherungsgesetzen 

*Einkünfte wegen der besonderen körperlichen Verfassung des Antragstellers und 
  aller im gemeinsamen Haushalt lebenden Familienangehörigen (Pflegegeld,     
  Blindenbeihilfe usw.) 

 *Lehrlingsentschädigung  
 *Kriegsopfer- und Versehrtenrenten 
            
7.  Veröffentlichung 

 Nach diesbezüglichem Aufruf (Amtstafel, Amtliches Nachrichtenblatt, Lokalpresse) 
       können sich Interessierte in der Abteilung Gesundheit und Soziales während der 
 üblichen Parteienverkehrsstunden zur Teilnahme melden. 
 
8.  Antragstellung 
 Die Anmeldefrist beginnt mit dem ersten Parteienverkehrstag des Monats März 
      und endet mit dem letzten Parteienverkehrstag im April.  

Die Abgabe des Antrages muss für jedes Schuljahr von den Erziehungsberechtigten neu 
erfolgen.    
Die Beantragung kann sowohl persönlich als auch durch E-Mail oder Fax erfolgen. 

 
Folgende Unterlagen sind zur Einsichtnahme vorzuweisen:     
 Schriftliches Ansuchen                      
 Einkommensnachweise    
 Schulbestätigung 

  
Bei „Erstklasslern“ ist statt der Schulbestätigung (Punkt d) die Meldung (mittels 
Liste) durch die Abteilung Kindergarten, Schulen und Bildung notwendig. 

 
9.   Härteklausel 
 Um Härtefälle zu vermeiden, ist der/die Bürgermeister/Bürgermeisterin ermächtigt, im 
 Einzelfall Ausnahmen von diesen Richtlinien zu gewähren, wenn soziale Gründe dies 
 rechtfertigen. 
 
 10.   Gültigkeit 
 Diese Richtlinien treten ab 1. Jänner 2023 in Kraft. 
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11. Rechtsanspruch 
Ein Rechtsanspruch auf die Teilnahme an dieser freiwilligen Sozialaktion der 
Stadtgemeinde Baden besteht nicht. 



Richtlinien „Schulbeihilfe“ Novellierung 
 
Wortmeldungen: 
StR Mag. Riedmayer stellt folgenden Abänderungsantrag:  
„Der § 5 der Richtlinie soll wie folgt geändert werden: Als Einkommensgrenze soll statt des 
gültigen ASVG-Richtsatzes die von der Statistik Austria jährlich festgelegte Armutsgefähr-
dungsschwelle herangezogen werden.“ 
 
 
GR Mag. Forsthuber stellt folgenden Abänderungsantrag:  
“In der Richtlinie Badener Schulbeihilfe wolle im Punkt B die Wortfolge - EU bzw. EWR 
Staatsbürgerschaft besitzen, und – beibehalten werden.“ 
 
 
GR Haslinger, welche einen Geschäftsordnungsantrag dahingehend stellt, dass der Antrag 
von der Tagesordnung abgesetzt und an den zuständigen Ausschuss verwiesen wird. 
 
Beschluss über den 
Geschäftsordnungsantrag:  einstimmig angenommen 
   
 



Soz. 6.10.2022 – 09:30 Uhr 
Soz. 2.11.2022 – 09:15 Uhr 

 
Referentin: StRin Angela Stöckl-Wolkerstorfer 
 
 

Antrag 
 
für die öffentliche Gemeinderatssitzung am 22. November 2022 
 
 
Tagesordnungspunkt Nr.:      
 
 
Betrifft: Novellierung der Richtlinien „Essen auf Rädern“ sowie Gewährung einer 

finanziellen Unterstützung für das Hilfswerk Baden 
 
 
Sachverhalt: 
 
Schon seit vielen Jahren unterstützt die Stadtgemeinde Baden im Zuge der Aktion 
„Essen auf Rädern“ sozial schwächer gestellte Badenerinnen und Badener. Bei der 
Erstellung der Richtlinien orientiert sich die Stadtgemeinde an den ASVG-Brutto-
Richtsätzen, um die Einkommensgrenzen großzügiger anzusetzen und damit ihre 
Bürgerinnen und Bürger bestmöglich zu unterstützen. 
 
Aufgrund von massiven Preissteigerungen werden die Portionspreise nun von € 9,00 
auf € 10,50 erhöht. Dadurch würden sozial schwächer gestellte Badenerinnen und 
Badener verstärkt belastet. Um einen Ausgleich zu schaffen, sollen daher auch die 
Zuschüsse der Stadtgemeinde Baden sozial gestaffelt erhöht werden. 
 
Da die Küche des Thermenklinikum Baden bereits per 01.10.2022 die Essenspreise 
erhöht hat, hat das Hilfswerk Baden – neben anderen inflationsbedingten Preis-
erhöhungen – entsprechende Kostensteigerungen zu verzeichnen. Um diese Kosten-
steigerungen nicht im vollen Umfang tragen zu müssen, ist das Hilfswerk Baden an die 
Stadtgemeinde Baden mit dem Ersuchen um Gewährung einer finanziellen 
Unterstützung in der Höhe von € 3.000.-- herangetreten und soll diesem Ersuchen 
entsprochen werden. 
 
Es soll daher gefasst werden folgender 
 
Beschluss: 
 
Die beiliegenden abgeänderten Richtlinien über die freiwillige Sozialaktion der 
Stadtgemeinde Baden „Essen auf Rädern“ werden genehmigt und treten ab  
1. Jänner 2023 in Kraft. 
 
Die Gewährung einer finanziellen Unterstützung in der Höhe von € 3.000.-- für das 
Hilfswerk Baden wird genehmigt. 
Die Verrechnung erfolgt zu Lasten der Voranschlagstelle 1/423-757. 
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RICHTLINIEN FÜR DIE  
 

    AKTION „ESSEN AUF RÄDERN“ 
 
 

§ 1  ALLGEMEINES 
 

Die Stadtgemeinde Baden fördert die Versorgung von Personen, die ihren Hauptwohnsitz in 
Baden haben, sich selbst nicht versorgen können und auch nicht von anderen versorgt 
werden können, mit frisch zubereiteten Mittagsmahlzeiten an deren Badener Wohnsitz durch 
nicht auf Gewinn ausgerichtete, gemeinnützige Organisationen. Dies nach Überprüfung und 
Genehmigung durch die zuständige Abteilung der Stadtgemeinde Baden. 
 
 

§ 2  HÖHE DER FÖRDERUNG 
 
 

 

(1) Die Höhe der Förderung beträgt – abhängig vom Einkommen bei Einzelpersonen bzw. 
Ehepaaren oder Lebensgemeinschaften – pro Mittagsmahlzeit 

 
bei einem Einkommen von:          

 
a) bei Einzelpersonen  bis €  1.030,49 

bei Ehepaaren  bis €  1.625,71             € 5,10 € 6,-- 

 
b) bei Einzelpersonen  von €  1.030,49 bis € 1.170,49  bzw.   

bei Ehepaaren  von €  1.625,71 bis € 1.705,71          € 3,80 € 4,50   
 

c) bei Einzelpersonen  von € 1.170,49   bis € 1.310,49  bzw.   
bei Ehepaaren  von € 1.705,71 bis € 1.785,71          € 1,40  € 2,--  
      

 
(2) Als Einkommen gelten alle regelmäßig wiederkehrenden Einkünfte und verstehen 

sich oben genannte Einkommensgrenzen als Nettobeträge. 
 
(3) Die genannten Einkommensgrenzen werden alljährlich nach dem ASVG Richtsatz 

angepasst. 
 
(4) Bei Empfängern/Empfängerinnen von Pflegegeld oder ähnlichen Bezügen ist dieses 

im Umfang von 75% /Person vom Pflegegeld anrechnungsfrei zu belassen 
 
(5) Durch die Inkraftsetzung der neuen Richtlinien für die Sozialaktion „Essen auf 

Rädern“ bleiben bestehende Ansprüche in jeden Fall erhalten. 
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§ 3 ERMÄCHTIGUNG 
 

Der Stadtrat der Stadtgemeinde Baden wird ermächtigt, die Höhe der Förderung, allenfalls in 
Anpassung an die angebotenen Kostformen, sowie die im § 2 genannten 
Einkommensgrenzen unter Bedachtnahme auf soziale Erfordernisse, Inflation, aber auch 
Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit neu festzusetzen. Um Härtefälle zu vermeiden ist der/die 
Bürgermeister/Bürgermeisterin ermächtigt, im Einzelfall Ausnahmen von diesen Richtlinien 
zu gewähren, wenn soziale Gründe dies rechtfertigen. 

 
 
 
 
 

§ 4 RECHTSANSPRUCH 
 

Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht. 
 
 

§ 5 WIRKSAMKEIT 
 

Diese Richtlinien treten am 1. Jänner 2023 in Kraft und ersetzen die mit Gemeinderats-
beschluss vom 17. November 2020 beschlossenen „Richtlinien für die Aktion Essen auf 
Rädern“.  



BDir-Stv 14.11.2022 / 10.30 Uhr 
 Fin. Verw. 14.11.2022 – 12:10 Uhr 

StADion., 14.11.2022 / 12:40 Uhr 

 
 

Referent: StR Stefan Eitler 

 
A n t r a g  

 
für die öffentliche Gemeinderatssitzung am 22. November 2022 

 
Tagesordnungspunkt Nr. 11) 
 
 
Betrifft: Sport- und Veranstaltungshalle – Thermische Sanierung – GP Leistungen 
 
Sachverhalt: 

Nach den Starkniederschlägen vom 16. August 2021, die zu einem massiven Wassereintritt in die Halle B 
geführt haben, wurde mit einem statischen Gutachten festgestellt, dass die Tragstruktur der Halle B 
grundsätzlich in einem guten Zustand ist. Dennoch könnte durch weitere Maßnahmen nicht nur die 
Bestandsdauer des Objekts verlängert, sondern auch die Energieeffizienz wesentlich gesteigert werden. 
Daher soll die gesamte Hülle der Sport– und Veranstaltungshalle - Fassade, Fenster und Dach - einer 
thermischen Sanierung unterzogen werden, wobei hier auch die Möglichkeit von begrünten 
Fassadenbereichen angedacht und auch im Dachbereich der Untergrund für Photovoltaikanlagen hergestellt 
werden soll. 
 
Für die Generalplanerleistungen ist auf Grund der geschätzten Kostenhöhe von rund EUR 200.000,- exkl. USt 
ein EU-weites Ausschreibungsverfahren gemäß Bundesvergabegesetz 2018 erforderlich. Die Vergabe 
erfolgte in einem 1-stufigen, offenen Verfahren im Oberschwellenbereich. Auswahlkriterien waren 
Referenzprojekte des Bewerbers und des Schlüsselpersonals mit Schwerpunkt auf thermische Sanierung. Es 
wurden insgesamt 3 Anbote abgegeben. 

 
Nach rechnerischer und inhaltlicher Prüfung des Anbotes liegt nun folgendes Ergebnis vor (zivilrechtliche 
Preise): 

 Alltech Projektmanagement und Planung GmbH  EUR 300.036,76 inkl. USt 

 EcoProjekt Beratungs-, Planungs- und Errichtungs- GmbH  EUR 239.208,00 inkl. USt 

 Generalplanung ArchIng 3S ZT GmbH  EUR 441.000,00 inkl. USt 

Das Angebot der Gereralplanung ArchIng 3S ZT GmbH musste auf Grund fehlender Preisangaben 
ausgeschieden werden. 
 
Es wird daher vorgeschlagen, das technische Büro EcoProjekt Beratungs-, Planungs- und Errichtungs- GmbH 
mit Sitz in 1230 Wien mit dem verbindlichen Honoraranbot von EUR 199.340,00 exkl. USt für Planung, 
Örtlicher Bauaufsicht sowie BauKG für die thermische Dachsanierung der Halle B zu beauftragen. 
 
Die Maßnahme trägt durch die Sanierung der Gebäudehülle zu einer Reduktion des 
Gesamtenergieverbrauchs bei und hat somit eine positive Klimarelevanz entsprechend dem Klima- und 
Umweltschutzmanifest lt. Gemeinderat vom 24.09.2019. 
 
Beschluss: 

1. Die Beauftragung des technischen Büros EcoProjekt Beratungs-, Planungs- und Errichtungs- GmbH mit 
Sitz in 1230 Wien mit den im Sachverhalt angeführten Generalplanerleistungen einschließlich ÖBA und 
BauKG zur thermischen Sanierung des Dachbereiches der Halle B zum Preis von EUR 199.340,00 
netto exkl. UST wird genehmigt. 
 

2. Die Verrechnung hat zu Lasten der Voranschlagsstelle 5/263031-010300 im Jahre 2023 zu erfolgen.  
 

3. Zur Finanzierung der Ausgaben der Voranschlagsstelle 5/263031-010300 kann die im Voranschlag 
vorgesehene Darlehensaufnahme bzw. die veranschlagte Förderung im Falle ausreichender 
Bedeckung durch Entnahmen aus der Allgemeinen Rücklage oder aus sonstigen, nicht zweck- 
 



  
 

: o:\gemeinderat\anträge öff\2022\anträge doc\11 november\2022 11 22 spova thermische sanierung - gp-leistungen.docx 

 
gebundenen Rücklagen oder durch sonstige Förderungen (Zweckzuschüsse etc.) ersetzt bzw. im 
Bedarfsfalle vorfinanziert werden. wobei die Verrechnung als über- bzw. außerplanmäßige Einnahme 
zu Gunsten der Voranschlagsstellen 6/263031+895 bzw. 6/263031+300 erfolgt. 
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 Klima- und Energiereferat, 04.11.2022,12:48:58 
 Fin. Verw., 4.11.22 – 12:10 Uhr 

Referent/in: GR Christian Ecker 
 

A n t r a g  
 
 

für die öffentliche Gemeinderatssitzung am 22. November 2022 
 
 

Tagesordnungspunkt Nr.: 
 
 
Betrifft: Beitritt zum Verein Klima- und Energie-Modellregionen Österreich  
 
 
Sachverhalt: 

Die Stadtgemeinde Baden ist seit April 2011 eine Klima- und Energiemodellregion (KEM) im Rahmen des 
gleichnamigen Programmes des Klima- und Energiefonds.  
 
Die Klima- und Energiemodellregion Baden wird durch dieses Bundesprogramm über Sonderförderungen 
unterstützt. Die 120 Klimamodellregionen in Österreich haben im Oktober 2022 den Verein „Klima- und 
Energie-Modellregionen Österreich“ gegründet. Der Verein, dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn ausgerichtet 
ist, bezweckt:  

 Förderung der Bekanntheit der Klima- und Energie-Modellregionen 
 Verbesserung der Kommunikation, des Erfahrungsaustausches und der Vernetzung zwischen den 

Klima- und Energie-Modellregionen 
 Schaffung von optimalen Rahmenbedingungen für die Arbeit der Klima- und Energie-Modellregionen 
 Förderung, Unterstützung und Weiterentwicklung der Klima- und Energie-Modellregionen sowie deren 

Manager:innen und Akteur:innen 
 Übernahme von Projektträgerschaften und Umsetzung von gemeinsamen Projekten der Klima- und 

Energie-Modellregionen 
 Förderung des Erfahrungsaustausches und der Vernetzung 
 Abgestimmte und einheitliche Präsentation und Repräsentation der Klima- und Energie-

Modellregionen 
Der Mitgliedsbeitrag je Klimamodellregion beträgt 600,- Euro pro Jahr. Die Mittel werden aus dem KEM-Budget 
gedeckt.  
Baden hat sich unter den Klimamodellregionen in Österreich einen herausragenden Ruf erarbeitet und ist auch 
ein relevanter Player unter den KEM’s. Durch den Beitritt zum KEM-Verein kann Baden seine Position im 
Netzwerk der Klimamodellregionen weiter ausbauen. Der Verein repräsentiert auch die KEM Baden und 
unsere Anliegen nach außen hin, insbesondere zu den Gebietskörperschaften Bund, Bundesländer und der 
Europäischen Union. 
 
 
Beschluss: 

Der im Sachverhalt begründete Beitritt zum Verein „Klima- und Energie-Modellregionen Österreich“ wird 
genehmigt. Die Verrechnung des Mitgliedsbeitrags in der Höhe von € 600,-- erfolgt zu Lasten der 
Voranschlagsstelle 1/529200-726000. 
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Fotofestival La Gacilly-Baden Photo 2024 - 2026 
 
GR LAbg. Mag. Hofer-Gruber stellt den Geschäftsordnungsantrag, diesen Punkt von der 
Tagesordnung abzusetzen und an den zuständigen Ausschuss zurück zu verweisen. 
 
Beschluss über den 
Geschäftsordnungsantrag:  mehrheitlich abgelehnt   
 15 Prostimmen  
  24 Gegenstimmen (ÖVP, Grüne) 
    0 Stimmenthaltungen 
 
 
StR Trenner stellt den Geschäftsordnungsantrag, diesen Punkt von der Tagesordnung 
abzusetzen. 
 
Beschluss über den 
Geschäftsordnungsantrag:  mehrheitlich abgelehnt   
 15 Prostimmen  
  24 Gegenstimmen (ÖVP, Grüne) 
    0 Stimmenthaltungen 
 
 
Beschluss :  mehrheitlich angenommen  
 24 Prostimmen  
  12 Gegenstimmen (StR Trenner,  
      GR Dr. Anton, GR Koczan, SPÖ, NEOS, 
      FPÖ) 
    3 Stimmenthaltungen (GR Hanusic, GR Böö, 
      GR Gehrer) 
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